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Trotzdem wird der Kanton fak-
tisch gezwungen, das Kantons-
bürgerrecht zu erteilen. Das 
ist nicht Föderalismus, das ist 
Durchregieren von oben.

IV, Schulden, Sprachmangel 

Seit 2006 lebt der Syrer Al-
droubi in der Schweiz, finan-
ziert von Gelegenheitsjobs und 
nun von einer halben IV-Rente. 

Deshalb fehlte ihm das Geld, für seine Kinder Unter-
halt zu zahlen. Nicht nur hat er seit 2018 eine offene 
Schuld von rund 11'500 Franken aus Alimentenbevor-
schussung, er ist auch beim Deutschtest durchgefal-
len (Lesen B1 nicht bestanden). Die Stadt Romanshorn 
wollte ihn deshalb nicht einbürgern, wurde aber vom 
Bundesgericht dazu gezwungen. Der Grosse Rat lehnte 
seine Einbürgerung ebenfalls ab – mit Stimmen aus 
allen Parteien.

Kantonales Recht wird weichgekocht

Denn das thurgauische Recht verlangt geordnete per-
sönliche und finanzielle Verhältnisse sowie eine gesi-
cherte Teilnahme am Wirtschaftsleben. Sozialhilfe 
in den letzten fünf Jahren oder während des Verfah-
rens? Nur zulässig, wenn vollständig zurückbezahlt. 
Sprachkompetenz? Mündlich mindestens B2, schrift-
lich B1. Den klaren Entscheid des Kantonsparlaments 
hat der Syrer beim Verwaltungsgericht angefochten – 
und dieses den Rat angewiesen, den Syrer, der zwei 
von vier Einbürgerungsvoraussetzungen nicht erfüllt, 
einzubürgern. 

Selbst das SEM verlangt alle Voraussetzungen

Sogar das SEM (Staatssekretariat für Migration) hält 
klar fest: Sämtliche materiellen Einbürgerungsvoraus-
setzungen müssen sowohl bei Gesuchstellung als auch 
beim Entscheid erfüllt sein. Genau dieses Prinzip zitiert 
das Gericht – um dann Schulden und Sprachmanko 
wegzuwiegen. Die Thurgauer Parlamentarier sollen 
gezwungen werden, den Syrer, der zwei von vier Ein-
bürgerungsvoraussetzungen nicht erfüllt, einzubür-
gern. Föderale Selbstverantwortung sieht anders aus.

Wer bestimmt über unsere Bürgerschaft?

Einbürgerung ist keine Parkkarte, sondern die Zuwahl 
in die Bürgerschaft – mit Stimm- und Wahlrecht, mit 
Folgen für Generationen. Die Gerichtsentscheide sind 
auch unhaltbar: Materiell verlangt unser Recht vier 
Voraussetzungen; zwei sind nicht erfüllt: geordnete 

Bundesgericht will Thurgau zwingen

 Einbürgerung auf Befehl
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Der Kanton Thurgau soll einen Syrer einbürgern, der gegenüber der Gemeinde eine offene Sozialhilfeschuld von 11'562.55 

Franken hat – und zudem den Sprachtest nicht bestanden hat. 

Finanzen (Schulden) und Integration im engeren Sinn 
(Sprachtest). Niemand bekommt bei uns den Führer-
schein, wenn er zwar gut fahren kann, aber die theo-
retische Prüfung nicht bestanden hat. Nur bei der Ein-
bürgerung soll das anders sein.

Schluss

Der Fall Al-droubi ist ein Lehrstück, wie das Bundes-
gericht kantonale Schranken schleift: Einbürgerung 
trotz Schulden, trotz durchgefallenem Sprachmodul. 
Das ist Einbürgerung auf Befehl – und es passt nicht 
zu unserer Ordnung. Wenn wir unser Bürgerrecht 
ernst nehmen, müssen wir das Recht wieder in die 
Hand nehmen – sonst wird der Schweizer Pass zum 
Gummiparagrafen.

Hermann Lei

Die Schweiz erhielte – würde sie den EU-Unter-
werfungsvertrag «endlich akzeptieren» – eine 
Schutzklausel gegen überbordende Einwanderung, 
behaupten die hiesigen EU-Turbos unablässig – ohne 
allerdings die Details zur tatsächlich ausgehandel-
ten «Schutzklausel» je anzusprechen. Weil diese 
Klausel alles andere als Schutz vor übermässiger 
Einwanderung bewirken wird. Unser Bundesrat 
darf nämlich – so steht es im Vertrag – die Anrufung 
dieser Schutzklausel erst in Erwägung ziehen, wenn 
im laufenden Jahr bereits eine Einwanderung von 
gesamthaft einem Prozent unserer Wohnbevölke-
rung – also von nahezu hunderttausend Personen – 
aus der EU in die Schweiz geströmt ist. Erachtet 
der Bundesrat diese Zahl der bereits Eingewan-
derten als «übermässig», so ist er berechtigt, diese 
Meinung nach Brüssel zu übermitteln. In der Folge 
entscheidet die EU ganz allein, ob die bundesrät-
liche Feststellung zutreffend sei oder als übertrie-
ben eingestuft werden könne. Und nur dann, wenn 
Brüssel die Einwanderung in die Schweiz ebenfalls 
als «übermässig» anerkennt, erst dann darf die 
Schutzklausel angerufen werden. Es sei denn, das 
Jahr habe bereits den 31. Dezember erreicht. 

Übrigens geht es um Einwanderer aus der EU: Die 
Asylanten, die ebenfalls zuhauf in die Schweiz 
gelangen, können bezüglich Schutzklausel nicht 
mitgezählt werden. 
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